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I. Personengnippen und Aufenthaltsregelungen 

1 .I. Wer ist Ausländerin oder Ausländer? 

5 2 Abc. 1 AufenthG: 

,Ausländerin oder Ausländer ist jeder, der nicht Deutscher im Sinne des Artikel 116 Absatz 1 des 

Grundgesetzes ist." 

Personen mit deutscher und einet weiteren Staatsangehörigkeit, gelten nicht als Ausländerinnen 

oder Ausländer. 

Aufgrund der unterschiedlichen Rechtsstellung wird weiter zwischen Unionsbürgerinnen und Uni- 

onsbiirgem und DrittStaatsangehörigen unterschieden. 

1 .I .i . Unlonsbürgerinnen und UnionsbLi~erl EU-Bügennnen und EU- Bilrger: 

Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sind, ungeachtet von Übergangsregelungen zur Arbeitneh- 

merfreizügigkeit, die Staatsangehörigen aller Mitgliedsstaaten der EU. 

Aufenthaltsregelungen: 

Für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besteht nur eine Meldepflicht bei den Meldebehör- 

den bzw. Ausländerbehörden. Sie brauchen keine Aufenthaltserlaubnis, 

EU-Bürgerinnen und EU-Bürger genießen nach Maßgabe des Gesetzes über die allgemeine 

Freizügigkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgem (FreizügGIEU) Freizügigkeit und ha- 

ben das Recht auf Einreise und Aufenthalt in das Bundesgebiet (§ 2 Abs. 1 FreizügGIEU). 

Gemäß 3 2 Abs. 5 FreizügGIEU n. F. haben Unionsbürgerinnen und Unionsbürger ein dreimo- 

natiges voraussetzungsloses Aufenthaltsrecht. 

Im Umkehrschluss setzt erst der Aufenthalt von länger als drei Monaten einen Aufenthalts- 

grund entsprechend § 2 Abs. 2 FreizügGiEU voraus. 

Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, ihre EhegattinnenlEhegatten oder Lebenspartnenn- 

nenlLebenspartner und ihre unterhaltsberechtigten Kinder, die sich seit fünf Jahren ständig 

rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten haben, haben unabhängig vom weiteren Vorliegen 

der Freizügigkeitsvoraussetzungen das Recht auf Einreise und Aufenthalt (Daueraufenthalts- 

recht, 5 4a FreizügGIEU). Für Kinder unter 16 Jahren gilt dies nur, wenn eine Eniehungs- 

berechtigte oder Erziehungsberechtigter sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält. 

Der Fortbestand der Erteilungsvoraussetzungen kann nach 3 5 Abs. 4 FreizügGlEU von der 

Behörde aus besonderem Anlass überprüft werden. Sind die Voraussetzungen des Rechts 

nach § 2 Abc. 1 FreizügGIEU innerhalb von fünf Jahren nach Begründung des ständigen Auf- 

enthalts irn Bundesgebiet entfallen, kann der Verlust des Rechts nach § 2 Abs. 1 FreizügGlEU 

festgestellt und die Freizügigkeitsbescheinigung eingezogen werden. 
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Für Bürgerinnen und Bürger der EU-Beitrittsstaaten Bulgarien und Rumänien und ab 

01.07.2013 auch Kroatien besteht hinsichtlich des Aufenthaltsrechtc keine Besonderheit. In 

Bezug auf die Erlaubnis zur Aufnahme einer Beschafligung für Bürgerinnen und Bürger aus 

diesen Ländern siehe Kapitel 'i .2. 

Drittstaatsangehörige sind Angehörige von Staaten, die nicht der Europäischen Union bzw. dem Eu- 

ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) angehören. Für sie regelt das Aufenthaltsgesetz die rechtmäßi- 

ge Einreise und den rechtmäßigen Aufenthalt in Deutschland. 

Asylbewrberinnen und Asylbewerber. 

Asylbewerberinnen und Asylbewerber sind Ausländer, die Schutz vor politischer Verfolgung nach 

Art. i6a des Grundgesetzes suchen oder Schutz vor Abschiebung in einem Staat begehren, in dem 

ihr Leben oder ihre Freiheit wegen ihrer Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, ihrer Zugehörigkeit zu 

einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Übeneug ung bedroht ist. Asylbe- 

werberinnen und Asylbewerber erhalten in der Regel eine Aufenthaltsgestattung und haben einen 

Anspruch auf AsyIbewerberIeistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Ausländerinnen und 

Ausländer, deren Asylantrag abgelehnt wurde, die aber nicht abgeschoben werden können und eine 

Duldung nach § 60a Aufenthaltsgesetz besitzen, haben ebenfalls einen Anspruch auf Leistungen 

nach dem Asylbewerberleistungsgese@. Beide Gruppen sind daher von Leistungen nach dem SGB 

It gern. 5 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB I1 ausgeschlossen. 

Asylberiecmgte: 

Asylberechtigte sind AusMnderinnen und Ausländer, die vom Bundesamt für Migration und Flucht- 

linge I BAMF oder einem Venvaltungsgericht als asylberechtigt nach Art. 16a Grundgesetz aner- 

kannt worden sind. Sie genießen zugleich die Rechtssteliung nach der Genfer Fluchtlingskonvention 

(9 2 Abs. 1 AsyIVfG). 

Wurde eine Asylberechtigung unanfechtbar anerkannt, wird der oder dem Betroffenen ein Aufent- 

haltstiel nach § 25 Abs. f AufenthG erteilt. Im Falle der Anerkennung als Flüchtling wird ein Aufent- 

haltstitel nach 5 25 Abs. 2 AufenthG erteilt. 

Während der Bearbeitungsdauer der Ausländerbehörde gilt der Aufenthalt bis zur Erteilung des Auf- 

enthaltstitels als erlaubt (§ 25 Abs. I S. 3 AufenthG). Dies gilt auch für Fälle, in denen den Betrofie- 

nen die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde (5 25 Abs. 2 S. 2 AufenthG). In beiden Fällen sind 

die oder der Betroffene demnach so zu behandeln, als hätten sie bereits einen Aufenthaltstitel nach 

3 25 AufenthG (Erlaubnisfiktion). 

Da es sich bei den 0. a. Aufenthaltstiteln um Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 handelt, be- 

steht bei Vorliegen der übrigen Anspnichsvoraussetzungen ein Anspruch auf Leistungen nach dem 
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SGB II von Beginn an, d. h. auch für die ersten drei Monate des Aufenthalts (§ 7 Abs. 1 S. 3 SGB 11). 

Dies gilt auch für den Zeitraum der Erlaubnisfiktion. 

Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler: 

Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler sind keine Auslanderinnen und Ausländer im Sinne des 

Art. I 16 Abs. 1 GG. Daher gelten die Ausschlussgründe nach § 7 Abc. 1 S. 2 SGB II für sie nicht. 

Sind die Voraussetzungen erfüllt, erteilt das Bundesvenvaltungsamt (BVA) den Antragstellerinnen 

und Antragstellern den Aufnahmebescheid nach 5 26 BVFG und bestätigt damit die Eigenschaft als 

deutsche Volkszugehörige oder deutscher Volkszugehöriger. Mit dem Aufnahmebescheid können 

sie zur dauerhaften Wohnsiknahme nach Deutschland einreisen. 

Zu diesem Zeitpunkt besitzen sie noch nicht die deutsche Staatsangehörigkeit. Diese erwerben sie 

mit der Bescheinigung nach § 15 Gesetz über Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge 

(BVFG). Dies gilt auch für in den Aufnahmebescheid einbezogene Verwandte. 

Ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB I I kann bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen 

ab dem Zeitpunki der Zuweisung zu dem vorläufigen Wohnort bestehen. Erst damit wird der ge- 

wöhnliche Aufenthalt nach 3 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB II in Deutschland begründet. 

1.2. Allgemeines zur EU 

Besonderheiten hinsichtlich des Arbeitsmarktzugangs von EU-Bürgerinnen und EU-Bürgern: 

Unionsbürgerinnen und Unionsbürger benötigen für die Aufnahme einer Arbeit in Deutschland 

keine besondere Erlaubnis. 

Für Staatsangehörige der Schweiz, Island, Liechtenstein und Norwegen, gelten die Regelun- 

gen für die EU-Bürgerinnen und EU-Bürger sinngemäß, sie benötigen daher keine besondere 

Erlaubnis. Eine Ausnahme gilt nur noch für rumänische, bulgarische und kroatische Staatsbür- 

gerinnen und Staatsbürger. 

Bulgarische und rumänische Staatsangehörige benötigen für die Aufnahme einer Arbeit in 

Deutschland eine .Arbeitsgenehrnigung EU" bis Ende 2013 und kroatische Staatsangehörige 

entsprechend der Übergangsregelungen vorläufig bis Ende Juni 2015. Dies gilt nicht für die 

Aufnahme einer Saisonbeschäftigung, für Hochschulabsolventinnen und Hochschulabsolven- 

ten, die eine der Hochschulausbildung entsprechende Beschäftigung aufnehmen wollen und 

für qualifizierte Berufsausbildungen, die diese in Deutschland absolvieren möchten. Für Be- 

schäftigungen, die in Deutschland eine zweijährige Berufsausbildung erfordern, benötigen ru- 

mänische, bulgarische und kroatische Staatsangehörige weiter eine Arbeitseriaubnis, es wird 

jedoch auf die Vorrangpnifung verzichtet. 
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1.3. Das Eumpaisdie FCirsorgeabbrnrnen 
Das Europäische Fürsorgeabkommen (EFA) von 1953 trifft Regelungen für den Bezug von Fürsor- 

geleistungen von Staatsangehörigen, die sich [egal irn Gebiet eines anderen Unteneichnerstaates 

aufhalten. 

Nach Art. I EFA ist jeder der Vertragschließenden verpflichtet, den Staatsangehörigen der anderen 

Vertragsstaaten, die sich in ii'gendeinem Teil seines Gebietes, auf das dieses Abkommen Anwen- 

dung findet, erlaubt: aufhalten und nicht über ausreichende Mittel verFügen, in gleicher Weise wie 

seinen eigenen Staatsangehörigen und unter den gleichen Bedingungen die Leistungen der sozia- 

len und der Gesundhertsfürsorge zu gewahren, die in der in diesem Teil seines Gebietes geltenden 

Gesetzgebung vorgesehen sind. 

Mit Wirkung zum 19.q2.2011 hat die Regierung der Bundesrepublik Deutschland einen Vorbehalt 

gegen das EFA bezüglich der Leistungen nach dem SGB II erklärt und das SGB 11 und das SGB XI1 

im Anhang 1 notifiziert. Damit können sich Staatsbürgerinnen und Staatsbürger der EFA- 

Vertragsstaaten nicht mehr auf das EFA als Anspnichsbegrundung für Leistungen nach den SGB II 

berufen. Au& far AusHndednnen und Auslander der EFA-Verbgsstaaten geh damit ab 

19.1 2201 1 wieder die Ausschkissgrßnde des 5 7 Absatz 1 Satz 2 Nr. I und 2 SGB 11. 

Die Entscheidung des BSG (vom 19. t 0.201 0, Az: B 14 AS 23110 R) ist damit überholt. 

Vertracjsstaaten des EFA sind aktuell (außer Deutschland): 

Belgien, Dänemark, Estland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Malta, 

Niederland, Norwegen, Portugal, Schweden, Spanien, Türkei, Vereinigtes Königreich Großbritanni- 

en und Nordirfand. 
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2. Besonderheiten bei der Prüfung der Anspnrchsvoraussetzungen und Prüfreihenfolge 

2.1. Besonderheiten bei der Prüfung der Anspnichsvorauccetz:ungen bei Ausländerinnen 

und Ausländern 

Bei der Prüfung der Anspruchvoraussetzungen von Ausländerinnen und Ausländern ergeben 

sich Besonderheiten hinsichtlich des gewöhnlichen Aufenthaltes (gern. § 7 Abc. 1 Satz 1 Nr. 4 

SGB 11) und der Erwerbsfähigkeit (gern. § 8 Abs. 2 SGB 11): 

- Die Frage, ob ein gewöhnlicher Aufenthalt in Deutschland gegeben ist, tritt insbesonde- 

re bei Drittstaatsangehörigen mit befristetem Aufenthaltstitel auf - entscheidend ist der 

Zweck und die Perspektive des Aufenthaltes 

(weiterführend hienu Kapitel 2.2 der D. 
- Die Erwerbsfähigkeit wird bei Ausländerinnen und Ausländern ergänzt durch die ,,recht- 

liche Erwerbsfähigkeit" nach § 8 Abs2 SGB II - Ausländerinnen und Ausländer sind nur 

erwerbsfähig, wenn ihnen die Aufnahme einer Beschäftigung erlaubt ist oder erlaubt 

werden könnte (weitedührend hienu Kapitel 2 der-. 

Von einer rechtlichen Erwerbsfähigkeit kann bei EU-Bürgerinnen und EU-Bürgern 

(alt und neu) übewiegend ausgegangen werden, da für einen Anspruch auf Leis- 

tungen nach dem Wortlaut des SGB II ausreicht, dass die Beschäftigung „erlaubt 

werden könnte". 

Bei Drittstaatsangehörigen sollte die Erlaubnis der Aufnahme einer Beschäftigung 

aus dem Aufenthaltstitel erkennbar sein. 

Darüber hinaus gibt $7 Abs. I Satz 2 SGB II Tatbestände vor, die einen Bezug von Leistun- 

gen nach dem SGB II für Ausländerinnen und Ausländer (sowohl für Unionsbürgerinnen und 

Unionsbürger, als auch für Drittstaatsangehörige) - trotz gewöhnlichen Aufenthalts und rechtli- 

cher Erwerbsfähigkeit - ausschließen (weiterführend hienu Kapitel 2.3 der FH zu 5 7 SGB 11). 

Dies gilt für: 

- die ersten drei Monate des Aufenthalts grundsätzlich für jede Ausländerin und jeden 

Ausländer und seine Familienangehörigen, es sei denn, sie sind Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer oder Selbstständige oder diesen gleichgestellt (vgl. 5 2 Abs. 3 

FreizügGI EU) oder haben einen Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des 

AufenthG (5 7 Abs. 1 S. 2 Nr, I SGB II}, 
- diejenigen, die sich ausschtießlich zur Arbeitssuche in Deutschland aufhalten und de- 

ren Familienangehörige (3 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB It), 
- diejenigen, die einen Anspruch auf Asylbewerberleistungen 

gern. 5 I Asylbewerberleistungsgesetz haben (3 7 Abc. 1 C. 2 Nr. 3 SGB 11). 
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Die Ausschlussgründe nach 5 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und Nr. 2 SGB II gelten auch für Staatsan- 

gehödge der Vertragsstaaten des EFA (siehe Kapitel 1.3). 
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22. Prüfrei henfolge 

l 
Liegt ein Daueraufenthaltsrecht fOr EU-BOrger vor? 
vel.: Kaaitel 2.2 der FH zu 7 SGB II) 

Liegt der gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland? 
( - 1  

& &-" 

Beim ~ii~~~n d$r fibtjgsn ;" -4 
~ns~ni~hsvwaussetrun~sn~ besteht 
auf &&tungerb nach dem SGB I[. , - - - 

die Antragstetfung während der ersten 3 
te dec Aufenthaltes? 

8 AufenthG wegen Krieg im Heimatland; nach 25 
ein Aufenthaltstitel nach Kapitar 2 Abschnitt 5 Abc. 4 S.1, Abc. 4a Abs. 5 AufenthG; @& 

nthG ( 22- 26 AufenthG) vor {Aufenthalt aus Aufenthaltsgestattung nach dem AsyNfG; oder 
rrechtlichen, humanithren oder politischen Gründen) 
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3. Rechtsgnrndlagen und weiterfiihrende Links 

AufenthG 

DA zum AufenthG 

FreizügGIEU 

Europäisches Ftirsorgeaiskomrnen 

AsylbLG 

Fachliche Hinweise zu den 5s 7 und 8 SGB II 

Geschäftsprozess "Ausschlusstatbestände AusIander orüfen" 

Weiterfuhrende Arbeitshilfen finden Sie auch irn Intranet unter 

Geldleistungen > SGB II > Arbeitshilfen Sonstige Themen Ausländer - Ansprüche nach 

dem SGB li 
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iu Ausländer ist jeder, der nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Abs. 4 des Grundgesetzes ist. 

Artikel 1 I6 Grundaesetz: 

ie Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger 
gesetzlicher Regelung, wer 

die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder 
= als FlUchtlIng oder Vertriebenerdwkcher Volkszugeh~rigkeit oder als dessen 

Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat. 

ri: Wer die deutsche Staatsangehörigkeit und eine weitere 
Staatsangehorigkeit besitzt, gilt nicht als Auslander. 

Rechtsg rundlagen 
- Grundgesetz 

1 

I 
Einreise,Aulenthalt, 
E~rbsMtigkeit und 

I I 
Einrelse und Aufenthalt Aufenthalt von 

Intssraiion von von Unlonsbiirgern Asylbewerbern 1 
usnahmen: 
AusTBndw, fiir die das FmizUgGIEU 
Anwendung findet 
AustBnder, die nicht der deulschen 
Gerichtsbarkeit unterliegen 

- DiplomatischerlkonsularischßrMrkehr 
Tätigkeit bestimmter inlernattonaiar 
Organisationen und Einrichtungen 
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Regelungen für Ausländer im SGB Ii - Überblick Personenkreise 

1 7 SGB II 

Ausschlusstatbestände: 

Die ersten drei Monate 
des Aufenthalts 
(Ausnahme: Arbeitnehmer 

8 SGB II 

Anspruchsvoraussetzun~: 

Aufnahme einer Beschäftigung 

ist erlaubt 

und Selbständige) 
bzw. 

Aufenthaltsrecht allein aus 
dem Zweck Arbeitsuche I 
entspr. könnte erlaubt werden 

Familienangehörige 

Leistungsberechtigte nach 
4 AsylbG 

Zentrale. PEG 21 Ssits 4 Zsnbale. PEG 21 Sslte 5 

Ausländer 

EU-Bürger Sonst. Ausländer 



Asylbewerber 

I sonst. Ausllnder 1 

alle Länder 

Asylbewerber 
und ausreimpflichtlge geduldeie Personon 

BeacMe: flir die Schweiz, lsland, Nawgen und 
Liachienstdn gelten die Regelungen zu den EU- 
BGrgern altmr MiigIiedsIaalen sinngerrdß. 

sonstgs AusfSnder 

Asylbewerber - Aufenthaftsrecht 

I: Aufenthaltsgestattung nach dem AsylVfG; 

ra Duldung nach 6Oa AufenthG; 

rö Aufenthaltserlaubnis wegen Krieg im Heimatland nach 
23 (l) oder 24 oder 

itl Aufenthaltserlaubnis nach 25 (4) S. I, Abs. 4a oder (5) AufenthG. 

r; Im Ubrigen vgt. Rz. 7.10 der Fachlichen Hinweise zu 7 

Zenbde, PEG 21 CeftoB Zmble. PEß 21 Ssite 7 



Asylbewerber - Aufnahme einer Beschäftigung 

rn Zustimmung zur Beschäftigung 
erst nach einem Jahr, 
erlaubtem oder geduldetem Aufenthalt im Inland. 

Zaritrale, PEG 21 seit0 a 

Asylbewerber - SGB Il-Anspruch 

is Kein Leistungsanspruch nach dem SGB 11 

für Berechtiqte aem. 1 Asvlbewerberleistunqsqesetz (AsvlbLG) 

( 7 (1) Salz 2 SGB 11). 
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Drittstaatsangehörige - Aufenthaltsrecht (I) 

Daueraufenthalt 

Zentrale, PEG 21 SeIls 12 

Drittstaatsangehörige - Aufenthaltsrecht (2) 

befristete 
Aufenthalts- 

erlaubnis 
bei nur vorübers. 

Aufenthaltszweck 

befristete 
Aufenthalts- 

erlau bnis 
mit Perspektive 
Daueraufenthalt 

(Regelfat t) 

r 





Drittstaatsangehörige - Aufnahme einer Beschäftigung Drittstaatsangehörige - SGB 11-Anspruc h 

Agentur für Arbeit 

Zentrale, PEG 21 Selte 18 Zenlrsle. PEt 21 Ssits I7 

Aufenthalts- 
erlaubnis 

vor0bera. 
Aufenthalts- 
& 

kein mangels Anspruch geW. 
Aufenfhalu 
Ausnahmen 

siehe Hinweise 
ZU 7, Rz. 7.4 

Nieder- 
lassungs- 
erlau bnis 

(stets 
unbefristet) 

befristete 
Aufenthalts- 

erlaubnis 
bei nur 

vowberq. 
Aufenthalts- 

zwck 
- 

befristete 
Aufenthalts- 

erlaubnis 
mit PerspeMive 
Geraufenüialt 

(Regelfall) 

5 
Aufenthalts- 

erlaubnis 

Perspekiive 
Daueraufenthalt 

(Regeifall) 

1 die ) Lsistungsausschluss ersten drsl Monatedes für 

Auiertthaits (Rz 7.5a)7 
2 ) nach dret Monaten 

Anspruch nicht 
usgecchlossen, es sei den 
Aufenthaltsrecht 

Arbeltssuchs (nur 
Shidiumslalli s. Rz. 7.9). 

Nieder- 
lassungs- 
erlau bnis 

(stets 
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EU - Bürger - Aufenthaltsrecht EU - Bürger - Recht auf Einreise und Aufenthalt 

FreizIlgGtEU 4 2 Recht auf Einreise und Aufenthalt (Auszug) 

(2) Gemeinschaftsrechtlich freixugigkeitsberechtigt sind: 

Kein Aufenthaltstitel erforderlich, 
generelles Recht auf FreizQgigkeit, das jedoch im seltenen 

Ausnahmefall entzogen werden kann 
(RZ. 8.1 6-1 8) 

1. Unionsburger, die sich als Arbeitnehmer, zur Arbeitssuche oder zur 
Berufsausbildung aufhalten wollen, 

2. Unionsbürger, wenn sie zur AusUbung einer selbstandigen Erwerbstätigkeit 
berechtigt sind (niedergelassene selbständige Erwerbstätige), 

3. Unionsbürger, die, ohne sich niedeizulassen, als selbständige Erwerbstätige 
Dfenstleistungen irn Sinne des Arükel57 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der 
Europaischen Union (AEUV) (alt: Artikels 50 des Vertrages zur Gründung der 
Eumpaischen Gemeinschait) erbringen wollen (Erbringer von Dienstleistungen), 
wenn sie zur Erbringung der Dienstleistung berechtigt sind, 

4. UnionsbUrger als Empfänger von Dienstleistungen, 

5. nlcht erwerbstätige UnionsbUrger unter den Vorausseizungen des 4, 

6. Familienangehörige unter den Vorausseizungen der Q§ 3 und 4, 

7. Unlonsbürger und ihre Familienangehlldgen, die ein Daueraufenthaltsrecht 
erworben haben. 
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EU - Büraer - Recht auf Einreise und Aufenthalt 

Das Recht bleibt fljr Arbeitnehmer und selbständig Erwerbst8tige unberClhrt bei 

r: vorobergehender Ennrerbsminderung infolge Krankheit oder UnfaB, 

in unfreiwilliger durch die zuständige Agentur für Arbeit bestätigter 
Arbeitslosigkeit oder Einstellung einer selbständigen Tätigkeit infolge von 
Umständen, auf die der Selbständige keinen Einfluss hatte, nach mehr als 
einem Jahr Tätigkeit, 

I Aufnahme einer Berufsausbildung, wenn xwiochen der Ausbildung und 
der früheren Erwerbstätigkelt ein Zusammenhang besteht; der 
Zusammenhang ist nicht erforderlich, wenn der UnionsbQrger seinen 
Arbeitsplatz unfreiwillig verloren hat. 

1s Bei unfreiwilliger durch die zuständige Agentur fUr Arbeit bestätigter 
Arbeitslosigkeit nach weniger als einem Jahr Beschäftigung bleibt das Recht 
auf Einreise und Aufenthalt wahrend der Dauer von sechs Monaten unberührt 

2 enWe. PEG 21 Seite 24 

Freizügigkeitsbescheinigung 
-- 

KEtuwRwaLniktß~ Mit Gesetz zur Änderung des 
-&,lbidHanh- @$ ?k &$$ 

- *-..-, FreizügigkeitsgesetzeslEU und 
M 

- ,, weiterer aufenthaftsrechtlicher 
.. 13) --,-,.,.I 

IlrPr*,XI.YI 
-4 'W* Vorschriften vom 2f .01.2013 wurde 
M. 

-VN4 die deklaratorische Bescheinigung 
Pi* 
i.Iyi-BTI gern. 5 FreizügGlEU ersatzlos mit 

U."- X*CMY* -* - S~lilE1- - .W11 m1 llmm sofortiger Wirkung abgeschafft. 
'.. .7T15 --^- -. .. -- 

.>< ~e~einioyrrg. , :?q E ix Auswirkungenfürdie 
HCi*: hm - DM- - Leistungsansprüche von EU-Bürgern 

" ?2%% ergeben sich hierdurch nicht. 
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EU - Bürger - Daueraufenthalt Daueraufenthalt EG (Abbildung ähnlich) 

r: ihre Ehegatten oder 

iz Lebenspartner und 

11; ihre unterhaltsberechtigten Kinder, 

rz die sich seit fünf Jahren stäindig rechtm3ßig im Bundesgebiet 
aufgehalten haben, haben unabhangig vom weiteren Vorliegen der 
Freizljgigkeitsvoraussetzungen das Recht auf Einreise und 
Aufenthalt. [ 4 a (I) FreizhgGIEU] 

Zenbale. FEß 21 €alte26 Zsnlrele. PEG 21 Seile27 



EU - Bürger (aus Rumänien, Bulgarien und Kroatien) - 
EU - Bürger - Aufnahme einer Beschäftigung Aufnahme einer Beschäftigung 

Zentrale, PEG 21 Selte 28 Zentrale. PEG 21 Seite 28 



EU - BUrger - SGB 11-Anspruch Exkurs: Europäisches Fürsorgeabkommen (EFA) von 1953 .. 

1 .) Leistungsausschluss für die ersten drei Monate des Aufenthalts 
(Rz. 7.5a)? 

2.) Nach drei Monaten Anspruch nicht ausgeschtossen, es sei denn, 

b das Aufenthaltsrecht ergibt sich allein aus dem Zweck der 
Arbeitssuche und noch kein EU-Daueraufenthaltsrecht (s. Hinweise 
Rz. 7.7 ff.) oder 
,es handelt sich um nicht erwerbstatige Personen, die nicht als 
Arbeitnehmer anzusehen sind (faktisch nicht erwerbsfähige 
Personen, vgl. Rz. 8.20). 

Zentrale. PM 21 SalY 30 

r!: Nach Art. 1 EFA ist jeder der Vertragschließenden verpflichtet, den 
Staatsangehörigen der anderen Vertragsstaaten, die sich in 
irgendeinem Teil seines Gebietes, auf das dieses Abkommen 
Anwendung findet, erlaubt aufhalten und nicht über ausreichende 
Mittel verfügen, in gleicher Weise wie seinen eigenen 
Staatsangehörigen und unter den gleichen Bedingungen die 
Leistungen der sozialen und der Gesundheitsfürsorge zu gewähren, 
die in der in diesem Teil seines Gebietes geltenden Gesetzgebung 
vorgesehen sind. 

rn Vertraasstaaten des EFA sind aktuell linkl. Deutschland): 

Belgien, Dänemark, Estland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, 
Italien, Luxemburg, Malta, Niederland, Norwegen, Portugal, 
Schweden, Spanien, Tcirkei, Vereinigtes KUnigreich Gronbritannien 
und Nordirland. 

Zontraiw. PEG 21 Seit0 31 



Exkurs: Europäisches Fürsorgeabkommen (EFA) von 1953 

I. Nach Auffassung des BSG fallen die Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts unter die sozialen Flirsorgeleistungen im Sinne des 
EFA. 

Nach dem BSG Urteil vom 19.10.2010 (B 14 AS 2311 0 R) findet der 
Ausschluss von Leistungen nach dem SGB II nach 5 7 Abc. 1 S. 2 Nr. 2 
SGB II künftig keine Anwendung auf Auslander, welche sich auf das EFA 
berufen können. 
Das Diskriminierungsverbot des Art. 1 EFA gilt grundsäizlich aber auch für 
den Leistungsausschluss für die ersten drei Monate des Aufenthaltes (3 7 
Abs. 1 S. 2 Nr. I SGB 11). Für diese Zeit ist bei AuslBndern der EFA-Staaten 
allerdings ebenso wie bei deutschen StaatsangehMgen zu prüfen, ob die 
Betroffenen schon ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben. 

I:: nurbefristetgültig bis 18.12.2011!! 

Exkurs: Europäisches Fürsorgeabkommen (EFA) von 1953 

I:: Mit Wirkung zum 19.12.201 1 hat die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Europarat einen Vorbehalt gegen das 
EFA bezüglich der Leistungen nach dem SGB II und SGB XI1 erkldrt 
und diese beiden Leistungen in Anlage I des EFA aufnehmen lassen. 

I; Damit können sich StaatsbUrger der EFA-Vertragsstaaten nicht mehr 
auf das EFA als Anspruchsbegründung für Leistungen nach den SGB 
II berufen. 

I Auch Wr Auslander der EFA-Vertragsstaaten gelten damit ab 
19.1 2.201 I wieder die AusschlussgrUnde des 5 7 Absatz I Satz 2 
Nr. f und 2 SGB 11. 

Zentrale. PEG 21 %ils 32 Zenhle, PEG 21 seit8 33 



Besucher und Touristen 

ra Rechtmäßiger Aufenthalt mit einem Visum nach 5 6 Abs. I S. 1 Nr. 2 . 
AufenthG = Schengen-Visum fUr kunfristige Aufenthalte 

rc Aufenthaltsdauer maximal fcir drei Monate 
Visumspfiicht + Verordnung 539/2001 (EG) 

visumsfreie Einreise z.0, aus USA, Japan 
visumspflichtige Einreise z. B. aus Russland, Serbien, Ttirkei 

SGB lldnspruch ausgeschlossen aufgrund des fehlenden 
gewhnlichen Aufenthalts: 

@ Visum auf max. drei Monate befristet + nur vorübergehender Aufenthalt 

Besucher und Touristen (Abbildung ähnlich) 



Grenzgänger Meldepflicht der Behörden 

I: Als Grenzgänger werden Arbeitnehmer bezeichnet, die in einem 
Mitgliedstaat arbeiten und in einem anderen wohnen und tsglichl 
wöchentlich die Grenze überschreiten. 

n Irn Falle der Arbeitslosigkeit erhalten diese Arbeitnehmer grundsätzlich 
Leistungen des Wohnstaates. 

rri Grenzgänger können einen Anspruch auf Alg II haben. 

is Verpflichtung ergibt sich aus 5 87 Abc. 2 AufenthG und ist gern. 5 11 
Abc. I S. I FreizügGIEU auch bei Ausländern aus den EU- 
Mitgliedstaaten anzuwenden. 

si Unverzügliche Mitteilung an die Ausländerbehörde, wenn: 
Aufenthalt Deutschland ohne gUltigen Aufenthaltstitel, 
Verstoß gegen raumliche Beschrankung oder 

* sonstigerAusweisungsgrund. 

Ir Außerdem soll die Ausländerbehörde unterrichtet werden, wenn 
besondere Integrationsbedürfügkeit im Sinne der Integrationskursverordnung 
festgestellt wird. 

Zenirale. PEG 21 Seite 38 Zentrale, PEG 21 %ito 37 



Rechtsquellen und weiterfü hreride Links 

11: AufenthG: http:lfbundesrecht.iuris.de/aufenthq 2OOWindex.html 

i!: DA zum AufenthG: Interner Service 3 Ordnung und 
Recht Ausländerbeschäftbunq Weisunaen I 
Gesetze > Durc;hf[ihrunqsanweisunsen 

ra Fachliche Hinweise zu 5 7 und &SGB I1 

rz Europäisches FUrsorgeabkomrnen im Interne4 

iin: Vorbehalt zum Europäischen Fürsorgeabkommen 

Prüfreihenfolge 

IK Vorrang Asylbewerberleistungsgesetz gegeben ( 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II)? 

la Gewöhnlicher Aufenthalt in Deutschland, nicht nur kumeitiger Aufenthaltstitel 
ohne VerlBngeningsoption ( 7 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SGB ll)? 

IE Seit mindestens drei Monaten in Deutschland ( 7Abs. 1 C. .I Nr. 1 SEB II)? 
(Ausnahme: Arbeitnehmer oder SelbstAndige in Deutschland oder nach 2 
Abs. 3 FreizügGIEU freiziigigkeitsberechtigt oder Aufenthaltstitel nach Kapitel 
2 Abschnitt 5 AufenthG) 

is Einreise nur zum Zweck der Arbeitsuche ( 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB ll)? 

1 Besteht Erlaubnis zur AusUbung einer TMigkeit bzw. könnte diese erlaubt 
werden ( 8 Abs. 2 SGB II)? 

Zsribalw. PI3 21 Sslh 98 Zentrale. ?H3 21 Seit030 



Zuwanderung von A bis Z 

Begriffserl3uterungen von Abschiebung bis Zuwanderung 
[Qunlli: BMI (hiip~~.zuwand~run~.de)l 

1 Abschiebung I Abschiebung ist die zwangsweise Durchsetzung der AuswisepflicM. Sie I 
dad nur dann vorgenommen werden, wenn dle~usreisepflidit vollzieh- 
bar ist, eine Ausreicefrist nicht gewahrt wurde der diese abgelaufen ist 
und die freiwillige Ausreise des Ausländers nicht gesichert ist oder aus 
Gründen dermentlichen Sicherheit und Ordnung ebne Überwachung 
der Ausreise erforderlich erscheint (vgl. 5 58 Aufenthaltsqesetz- 

Abschiebungsanordnung 
oder einer terroristischen Gefahr kann die oberste tandeskhtrrde (In- 
nenministerium des Landes oder fUr Inneres zustdndige Senatsbehör- 
de) ohne vomergehende Auswisung eine Abschiebungsanordnung 
gegen einen Ausldnder erlasen. Die Abshiebungsanordnung ist sofort 
vollziehbar. Das Bundesministeriurn des lnnem kann die Übernahme 
der ZustAndigkeit eMären, wenn ein besonderes Intemsse des Bundes 
besteht. Der Rechtsschutzwird In einer Instanz beim Bundecveml- 
tungsgeridit gewahi-leistet Auf diese Weise werden die Verfahrenswe- 
ge deutlich verkiimt. Eine Wiederkehr nach kutschland wird auf Dauer 
ausgeschlossen. Grundlage einer Abschiebunasanordnuna nach F 58a 

I AIfenihG ist e:ne auf ~aGchen gesiotzte ~e6nren~rognÖse. 
1 Die Ameitsmigration wim mir dem AufenthG, der Aufentnaltsverordnung 

und der Verordnung Gber die Zulassung von neu einreisenden Ausläin- 
dem zur Ausübung einer BeCchAHigung (BeschV) geregelt. Im 
AufenthG ist der Grundsatz festgelegt, dass die Zulassung auslandi- 
scher Beschiftigter und SelbstAndiger sich an den Erlordemissen des 
Wirtschafisstandortes Deutschland orientlert. Hierbei müssen die Ver- 
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt und das Erfordernis, die Arbeitslosigkeit 
wirksam zu bekampfen, bei-rickcichtigt werden. 
Die Beschränkung fIir Plicht- und Geringqualifizierte wird beibehalten. 
Auch Qualifizierte können nur in den fallen eine Zustimmung zur Er- 
wehstätigkeit erhalten, die ausdriickiich in der BeschV geregeti sind. 
Andereiseits wurden die avfenthaltcrechtlichen Bedingungen fOr Hoch- 
qualifizierte und deren Farnilienangehonge erleichtert. Selbsmndige 
können eine Zustimmung zur Ewrbstäiigksit erhalten. wenn ein wirt- 
schaftliches Interesse oder ein regionales BedUrfnis besteht, die Tätig- 
keit positive Auswirkungen auf dk Wirtschaft erwarten lässt und die 
Finanziening gesichert ist. Nach drei Jahren kann elne Niederlassungs- 
erlaubnis ertelIt werden, wenn sich die geplante Tdttgkeit erfolgreich 
verwirklicht hat und der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist 
(5 21 AufenthG). 
Asylberechtigte sind Auslander, die vom Bundesamt fRr Migration und 
FiUchtlinge (BAMF) nach Art. 16a Grundgesetz als uolitlsch Verfolgte 

] anerkannt worden sind. Sie genieRen zugleich die ~echtcstelluna nach 

bewerber 
I der Genfer F l~chtlinnskonueition (&I AsylWG). 
I Asylbewerber sind Ausländer, die Schutz vor politischer 
nach Art. 16a des Grundgesetzes sudien oder Schuh wir ~b&iebun~ 
in einen Staat wehren, in dem ihr Leben cder ihre Freiheit wegen 
ihrer Rasse, Religion, Staakangehbrigkeit, ihrer Zugehßtigkeit zu einer 

bedroM ist. 
Ein Ausländer, der sich auf das AsylrecM beruft (Asylbewerber), muss 
ein Anerkennungsveifahren durchlaufen, das im Asylverfahrensgeselz 
festgelegt ist. Im Asylverfahren erlcrlgt eine umfassende PrCifung ob 
Asyl, FlOchtlingsschutz oder Abschiebungsschutt zu gewhren ist. Zu- 
ständig für die Durchfiihnrng der Asylve~ahren aller Acylbewerber ist 
das t3undesamt fiir Migration und FIGchtlinge (BAMF). das zum Ge- 

) schahsbeieich des Bundesministeriurns d=s lnnern gehört. 
Eln Ausander 1st grundsätzlich zur Ausreise verpf.ichtet, wenn er den 
erlorderlicnen Aiifentnaltstitel nicht der nicht mehr besitzt Er ann 
aber auch bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen durch besondere 
Verfügung ausgewiesen werden. Durch die Ausweisung wird der Auf- 
enthaltstitel beseitigt, so dass die Ausreisepflicht eintritt. Eine zwangs- 
weise Ourchsetzung der Ausreisepfllcht erfolgt, wenn der Auslander 
dieser Verpflichtung nicht nachkommt. Diese zwangsweise Durchst- 
zung der Ausreisepflicht wird als Abschiebunq bezeichnet. 
Es sind jdoch Abschiebungshindernisse zu beachten: eine AbCchie- 
bung ist unzulässig, falls der Ausländer dem Schutzbemich der Genfer 
Flüchtlingskonvention unterfäillt. Allerdings findet dieses Abschiebungs- 
verbot keine Anwendung, wenn der Auslander aus schwerwiegenden 
Giiinden eine Gefahr für die Sichekelt der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder eine Gefahrfür die Allgemeinheit darstellt, weil er wegen be- 
sonders schwerwiegender Straftaten verurteilt wurde. Das Gleiche gilt 
u.a. auch, wenn aus schwerwiegenden Gründen die Annahme gerecht- 
fertigt ist, dass der Ausländerein Verbrechen awen den Frieden. oe- -- . -- gen die Menschlichkeit oder ein fGegwerbre&& begangen hat. 
Aucn nach Bestimmungen der Europäischen Menschenrechlskonvenli- 

I 
on kann eine Abschiebung unxiliissig sein. Ein Ausländer darf danach 
nicht in einen Staat abgeschoben werden. in dem für ihn eine konkrete 

I 
Foltergefahr oder die Gefahr der Todesstrafe besteht. Von dk&n AL- 
schiebungsuerboten gibt es keine Ausnahmen (absolute Abschiebunss- 

Aufentha t zum Zweck aer AusoHdung (s 16-1 7 AufenthG), 
AJenIhalt zum Zweck der Ewerostäligkeit (55 1&21 AufenlhG). 

Aufenthaltserlaubnis 

Aufenthalt aus vblkerrechtlichen,, hurnanitarender politischen '. 
Grtlnden (55 22-26 AufenthG), 
Aufenthalt aus familiären Gründen ($5 2736 AulenthG) 

Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zu iedem dieser Zwecke ist ie- 

Verbote). 
Die Aufenthaltserlaubnis ist ein Aufenthaitstitel, der 
tet zu den im AufenthG genannten Zwecken erteilt wird. Diese sind zum 
Beisoiel: 

- - ,- 
weil$ an eigine ~ora,ssekungen gebunden ~ine verIingening der 
Atdenthaltserlaubnis ist an dieselben Voraussetzungen geknOm wie die 
erstmalige Erteilung. Aflerdings kann die zuständig&~e<~rde eine Ver- 
idngening ausschließen, wenn der Aufenthalt nach seiner Zweckbe- - - 

stirnmLng nur vorübergenend sein so. le. Lu ber¿cxsichLgen ist oei der 
Verldngerung n~nmehr auch. ob eln A~sibnder seiner Verpfl~chtung zur 
ordnungsgernä&n Teilnahme an einem Inteqrationsku~ nachgekom- 
men ist 
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Bleiberecht und gesetz- 
liche Alifallregelung 

Bundesamt für Migratbn 
~~'Tng~&- 

nachgewiesen werden, wird die Niederlassungsedaubnis bereitsnaäi 
21 Monaten hohqualiiizkrter Beschäftigung erteilt. 

1 Zlel einer solchen Recieluna ist es. fIir lanaiährla geduldete Auslander 
eine Perspektive in 0;lutschland mit einemgesiiierten Aufenthaltsrecht 
zu erdffnen. 
Die Konferenz der Innenrninister wn Bund und Mndem hatte sich die- 
ser Problematik auf ihrer Siizung Im November ZOO5 angenommen und 
eine zeitlich befristete Regelung beschlossen, mit der Klr den Teil der 
Geduldeten, die kreits jetzt in einem Besch~ftigungsverh~ltnic stehen, 
eine rasche Losung gefunden wurde. 
Irn Gesetz zur Umwtrung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien 
der Europäischen Union wurde eine daran anschließende Altfalirege- 
lung (5 104a AufenthG) aufgenonirnenen. 
Geduldete, die sich am 1. Juli 2007 mindestens acht Jahre oder, falls in 
häuslicher Gemeinschaft mit einem oder mehreren rnindetjiihrigen Kin- 
dem lebend, seit sechs Jahren in Deutschland aufhalten, eine aktive 
Bereitschaft zur lntearation zeiaen. ober ausreichend Wohnraum verfü- 

I 
gen h nrdchenoe rnindliche 6eu&h~enntnisse besitzen. sicn rechts- 
treu verhallen una die Auslanderbehörden nicht vorshtzticn gerauscht I 

I 
von sogenannten zielstaatsbezogenen Abschiebungsverboten. 
In folgenden Bereichen ist das BAMF nach der Aufgabenübertragunn I 

- 

durch das Zuwande~ngsgecetz schwerpun~äßig zusätzlich tätig:- 
* Integration: Durdifijhrung der Integrationskurse nach dem Zuwan- 

deningsgesetz (Entwicklung von Kuiskormpten, Zulassung der 
Sprachkurskäger, Qualit2tskontmile) und der Migrationskratung 
filr erwachsene Zuwanderer, Bundesweites lntegrationsprcgrarnm, 
Förderung von Integrationsprojekten. 
Rückkehriörderung: Mitwirkung bei der Forderung der freiwilligen 
Ruckkehr von vombernehend aufaenommenen Flllchtlinaen und 

haben, erhalten zunächst ein bis zum 31. Dezember 2009 befristetes 
Aufenthaltsrecht und einen gleichrangigen Zugang rum Arbeitsmarkt. 
damit sie ohne Inanspruchnahme Mentlicher Sozialleistungen durch 
Ewrbstätigkeit ihren Lebensunterhalt bestreiten kennen. 
Nach dem 31. Dezember 200s hrd die Aufenthaltserlaubnis nurver- 
fängert, wenn für die Zukunfl Takachen dle Annahme rechiiertigen, 
dass der Ausländer seinen Lebensunterhalt sichern kann und er nach- 
weist, dass er in der Vergangenheit Obeiwiegend erwefbsiätig war. 
Gut integrierte Kinder können irn Falle der Ausreise ihrer Eltern unter 
erleichterten Voraussetzungen ein eigenständiges Aufenthaltsrecht (5 
104b AufenthG) erhalten, wenn ihren Eltern eine Auienthaltserlaubnic 
nach § 104a nicht erteilt oder verf'dngert wurde, etwa weil sie die Aus- 
Idnderheh01'~'e vois'dtrlich über aufenthalk~chtlich relevante Umstande 

getiiuscht oder Stmfiaten begangen haben. ---- -- Das Bundesamt für Migration und FlUditlinge nimmt als Bundesober- 
behBrde im Geschäftsbereich des Bundesinnenministeriums Auigaben 
u.a. in den Bereichen Asyl, Integration, Rückkehrillrderung und jUdische 
Zuwanderung wahr. Es ist aus dem Bundesamt für die Anerkennung 
auslandischer Flüchtlinge hemrgegangen. 
Du& das Zuwandeningsgesetz sind ihm neue Aufgaben übertragen 
warden. 
Das Bundesamt ist. wie seither, zustandig flir die DurcMOhning von 
Asylveriahien und die Feststellung der FlUchtlingseigenschaft sowie 

I 1 anderen ausreisepfli&igen ~ersinen nach den ~mgrammen ( 

Repatriation Programme). 
Ausländerzentralfegister (AZR): Führung des AZR als eines der 
bedeutendsten Register der bfientlichen Verwaltung. Das AZR b 
steht aus einem allgemeinen Datwibestand und einer Visadatai 
und enthält derzeit insgesamt fast 25 Mio. DatenGtre. 
Migratlonsforschung: Betreiben wissenschaftlicher Forschungen 
Liber Migrationsfragen (Begleitforschung) zur GeMnnung analyti- 
ScherAuscagen über die Steuerung der Zuwanderung. 

Seit dem 1. Juli 2007 fiuhrt das Bundesamt das Aufnahmeveriahren fUr 
jlldiadle Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion durch. Das Bun- 
desamt ist zudem zuständige Behßrde fUr den Europaischen FIGcht- 
lingsfond, den Europaischen lntegrationsfond und den EumpBischen 
ROckkehriond. 
Weitere Informationen finden Sie h~er 
Dieser Aufenthaltstitel& 9aAufenthG) wurde in ~rnsxun~ der Richtli- 
t--- nien 200311091EG des Rates vom 25. November 2003 eingeführt i Es handelt sich dabei um einen unbefristeten Aufenthaltstitel, den Aus- 

lander aus Drittstaaten nach fnnfjlhngem rechtrnäRigen Aufenthalt in 
Deutschland erhalten. Dieser Titel gewährt ein Recht auf Weiterwande- 
rung in einen anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union (EU) und 
bietet, wie die NiederiassungceriaubnIs, eine weitgehende Gleichstel- 
lung von Drittctsatcangehbrigen mit eigenen Staakangehbrigen z.B. 
beim Arbeitsmarktzugang und bei cozialen Leistungen. Inhabern einer 
Blauen Karte EU werden AufenthaRszeiten in anderen Mitgliedstaaten 

Mitgliedstaats umfasst, sind DrittstaatcangehBrige Angehorige von 
Staaten. die nicht der EU bm. dem Eumplischen Wirtschafsraum 
(EWR) angehören. 
Mit der Duldung ($60aAufenthG) wird die Abschiebung eines ausrei- 
sepflichtigen Ausländers ausgesetzt. Sie ist kein Titel, der turn Aufent- 
halt berechtirrt. Die Ausreiseverpflichtung wird durch die Duldung nicht 
aufgehoben,-kdi$lich ihre V~llziehung wird zeitweise ausgesem. 
Eine Duldung ist zu erteilen, wenn die Ausreise aus tatsAchllchen oder 
rechtlichen Grilnden unrndglich ist und die Vomussetzungen zur Ertei- 
lung einer Aufenthaltseriaubnis nicht vorliegen. Oanlber hinaus kann 
einem Ausländer eine Duldung nach Emessen erleilt werden, wenn 
dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche Wfent- 
liche Inkessen ceine MrObergehende Anwesenheit im Bundesgebiet 
erfordern. sich der AufenthaMszweck jedoch nicht zu einem rechtlichen 
Abschiebehindernis verdichtet hat und tatsächliche Abschiebungshin- 
demisse nicht vorliegen. Hiervon ist bei vollziehbar ausreisepflichtigen 
Zeugen von Verbrechen, deren vorübergehende Anwesenheit des Aus- 
Ianders im Bundesgebiet zur Erforschung des Sachverhalts von der 
Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wer- 
den. stets auszugehen, sa dass in diesan Fällen eine Duldung zu ertei- 
len ist 

1 Die oberste Landesbehbrde kann aus ~<eri-echtI~chen oder hurnanim- I 
I 

ren Gmnden die Abschiebung von AuslBndem aus bestimmten Staaten 
und fOr bestimmte AuslBndergwppen für Iangstens sadis Monate aus- I setzen 6 60a AufeothG). Nach diesem Zeitraum kann die oberste Lan- 
desbehörde eine VeriBngerung des Abschiebestopps anordnen, wenn I 
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Flüchtlinge 

Forscher 

enthaltcerlaubnis nur fGr einen voriibergehenden Aufenthalt oder nach 
der geetzlic6ien Allfallregelung (g 104a Abs. 1 Satz 1, 5 i Wb 
AufenthG) erteilt wurde oder weil eine Abschiebung Ciber einen Iänge- 
ren Zeitraum nicht rntglich ist, wird ein Familiennachzug nicht gewährt 
(5 29 Abc. 3 AufenthG). 
Gema& der Genfer FlOcf?tlingsl<wivention (GFK) sind Flüchtlinge Percc- 
nen, die sich aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer 
Rasse. Religion, Nationalität, Zugehdrigkeit zu einer sozialen Gruppe 
oder wegen ihrer politfschen ilberzeugung aukihalb des Landes be- 
finden, dessen Staatsangehllrighit sie besitzen, oder die sich als Staa- 
tenlose aus der bsgr0ndeten Furcht vor solchen Ereignissen außerhalb 
des Landes befinden, in dem sie ihren gewbhnlichen Aufenthalt hatten. 
Als Konventibnsflüchtlinge werden Auslhder bezeichnet, die in Amn- 
dung der Genfer FlOchtlingskonvention in Deutschland Flüditlings- 
schutz geniekn, audi wenn sie keinen Anspruch auf Asyl nach Art. 
16a Grundgesetz haben. Die Anethennung als ausländischer Flüchtling 
erfolgt in Deutschland im Rahmen des Asylverfahrens durch Feststel- 
lung eines Abcchiebungsverboks nach 3 60 Abs. 1 AufenthG (ql. 5 3 
Abs. 1 AsylVfG) und Zuerkennung der FlUäitlirigseigenschafl($3 Abs. 
4 AsylVfG). Asylberechtigte geniekn auch die Rechtcstellung Mn 
Flilchilingen nach der Genfer Flüchtlingskonvention (5 2 Abs. 1 
AsylVfG). 
Die Gbbalisiening verlangt eine gröRere MobilitBt von Forschern. Zur 
Vereinfachung der Verfahren zur Einreiw und Aufnahme der Forscher- 
t'dtigkeit hat die f U irn Okbber 2005 eine Richtlinie über ein besonde 
res Zulassungswtfahren fOr Drittstaatsangehiirig zum Zweck der wis- 
senschafflichen Forschung erlassen. Die wichtigsten Regelungen die- 
ses Zulassungsverfahrens sind in $20 des AufenthG und in den §§ 38a 
bis 38f der Aufenthaltsverordnung zu finden. 
Forschungseinrichtungen. die Forscher in dem besonderen Verfahren 
einstellen mbcMen, müssen zuvor durch das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge anerkannt werden. Das Bundesamt fUr Migration und 

I 
FIdchii;nge ver6ffentl ch im lnternet (W banif Oe) eine aktuelle Liste 
der Bereichnunaen uno Ancchrifien der anerkannten Forscnunosein- I - - .- 

richtungen cowiz witergehende Informationen zum ~nerkenn$&ve. 
fahren von Forschungseinnchtungen und wrn Einwiseveriahren der 
Forscher. 
Jeder Staatsangehbrige eines Mitgliedstaates der EU hat als Unions- 
- gninds3izlich das Recht, sich in der EU frei zu bewegen, in je- 
den anderen Mitgliedstaat einzureisen und sich dort aufzuhalten. 
Dieses Recht auf Freiziigigkeit ict in Artikel 21 des Vertrages ober die 
Arbeitswise der EU garantiert. In Deutscliland ist dieses Recht im 
FreizGgigkeitqeseWEU umgesetzt. 
Unionsbarger benatigen keine Aufenthaltserlaubnis. Sie haben unein- 
geschankten Arbeitsmarktzugang. 
FOr nichterwerbstätige Unionsbhrger gelten besondere Vomussetzun- 
gen (5 2 Abc. 2 Nr. 5 FwizligGiEU). Sie sind nur dann freiztlgigkeitsbe- 
rechtigt, wenn sie über ausreichenden Krankenvenichsrungsschutz 
und ausreichende Existenzmittel für 61th und ihre FamilienangehCirigen 
für die gesamte Dauer Ihres Aufenthalts wrfdgen (5 4 Safz 1 
FreizUgEIEU). Oie Existenzmittel müssen so bemessen sein, dass kei- 
ne Sozialhiiieleistungen in Anspruch genommen werden miissen. Eis- 
tenzrnittel sind alle aeseizlidi zunelassenen Einkommen und VennCjeen 

ten. Als ausreichender KrankenveffiicheningCschuk kann der Umfang 
angecshen werden. den elne gesetzliche Krankenvercicherung bieten 

Die AuslanderbehdrdelMeldestelle kann verlangen, dass der Unions- 
blirger das Vorliegen dieser Voraussetzungen fDr sein Aufenthaltsradi! 
glaubhafl macht. 
Das Freizßgigkeitsredit für Unionsbürger aus den am 1. Juli 2007 bei- 
getretenen Mndem Bulgarien und Rumdnien wird fUr eine Übergangs- 
zeit bis Ende 2013 lediglich hinsichtlich des Zugangs zum Arbeitsmarkt 

l eingeschränkt. 
Gastarbeiter Vor dem Anwetbestopp von 1973 wurden dle damals staatlich ange- 

worbenen ausl2indischen Arbefinehmer In der Umaanassorache als -W, 

] .Gastarbe tei" oezeidinet. 
Green Card I Green-Card-Regelung bezeichnet das Sofortprogramm aer Bunaesre 

giening zum Abbau des l~-~achk63ftemangels aus dem Jahr 2000. 
Du& zwei Verordnungen wurde es IT-Fachk-n aus Staaten außer- 
halb des europäischen Wirtschaftsraums ermöglicht, in Deutschland f(ir 
bis zu fünf Jahre zu arbeiten. Voraussetzung für die Erteilung einer Ar- 
beits+rlaubnis war der Abschluss einer Hoch- bzw. Fachhochschulaus- 
bildung mit Schwerpunkt Informations- und Kommunikationstechnologie 
oder der Nachweis einer Vereinbarung mit dem Arbeitgeberüber ein 
Bruttojahresgehalt von mindestens 51.000 Euro. 
Das Zuwandeningsgesetr ist noch wir Auslaufen der ersten auf ftinf 
Jahrs befristeten Green Cards in Kraft getreten. Nach lnkrafttreten des 
Zuwandeningcgesetzes &hielt die einer [T-Fachkrafl erteilte Aufent- 
haltserlaubnis ihre Gtiltigkeit bis zum Ablauf ihrer geplanten Geltungs- 
dauer. 
Nach finf Jahren Aufenthalt und Beschsftigung bestand die Mwlich- 
keit, ein Daueraufenthaltsrecht zu erhalten, wenn die dani vorgesehe- 
nen weiteren Voraussetzungan, wie z.B. ausreichende deutsche 

I Sprachkenntnisse und ein gesicherter Lebensunterhalt erfüllt waren. 
1 Es handelt sich um eine Reaeluna nach 6 23a AufenthG. mit der in be- 
sonders gelagerten, humanhn-~allge&tungen eine ~ufenthaltser- 
laubnis erteilt werden kann, auch wenn der Auslander vollziehbar aus- 
relsepflichtig ist. Vomucsekung ist, dass ein Ersuchen an die Härtefall- 
kornmission gestellt wird und diese die oberste Landesbemrde ersucht, 
dem Auslander einen Aufenthaltstiiel zu erteilen. Sie entscheidet nach 
Ermessen. Es besteht weder ein Anspruch auf das Stellen eines Ersu- 
chens durch die Härtefallkommission noch auf die Erkilung einer Auf- 
enthaltsedaubnis durch die zuständige LandesbehBrde. 
Mit der Einfiihmng der tlärtefallngelung durch das Zuwandeningcge- 
setz ist eine seit Jahren von karitativen Organisationen, von den Kir- 
chen und Flilchtlingsverbhnden erhobene Fordening umgesetzt wr- 
den. 
Das Zuwanderungsgesetz hat den Aufenthaltsstatus fiir Hochqualifizier- 
te deuuich verbessert. Spitzenkräfte aus Forschung, Wissenschaft und 
Lehre, die ein Arbeitsplatzangebot haben, k6nnen ohne Arbeitsmarkt- 
pnjfung und Zustimmung der Bundesagentur for Arbeit zugelassen 
werden. Sie konnen von Anfang an eine Niederlacsungserlaubnis ehat- 
ten. 
Mit- oder nachziehende Familienangehbrige sind zur Ausübung einer 
E~rtisMtigkeit berechtigt. Als Hachaualiiizierle ctelten insbesondere 



I I ausgehobener Funktion. Ein Mindestgehatt ist frir d i e s e K & Ö % (  

der bezeichnet, die sich unerlaubt und ohne Kenntnis der x u ~ n d i i e n  
Behbrden in Deutsäiland aufhalten. 
SO genannte .Illegalem hakn  Zugang zur Gesundheitsversorgung nach 
den Bestimmungen des Asylbewerberleistungqesetres. Der Koalib 
anwertrag vom 11. November 2005 enthält einen PrCifauffraa zum 

I Themenkomplex .IllegaliM~. 
- 

ll&gale Beschafttgung [ Illegale Beschafigung liegt wir, wenn ein AuslBnder entgegen beste- 

Integration r 

Konventionsflüchtlinge 

I hender Verpfliditung ohne f rlaubnis der AusländerhehCIrde bm. als 
Staatsangehöriger eines neuen EU-Beitritlsstaates, der nach MaRgalw 
des Beitrliisvertraoes Obeman~sregelunaen hinsichtlich der Arbeitraeh- 

schG, die dauerhaft und ichtmaf3ig in üeutxhland leben, in die Ge- 
sdlschaft einzubeziehen. Zuwanderern soll eine umfassende, mdglichst 
gleichberechtigte Teilhabe in allen gesellschaftlichen Bereichen arm* 
licht warden. Zuwanderer haben die Pflicht, die deutsche Sprache zu 
wlemen sowie die Verfassung und die Gesetze zu kennen, zu respek- 
tieren und zu befolgen. Gleichzeitig muss den Zuwanderern eln gleich- 
berechtfgter Zugang mtiglichst zu allen gesellschaftlichen Bereichen 
ermöglicht werden. 
Der Integrationshrs ist in einen 8asis- und Aulbausprachkurs 
(Sprachkurs) sowie einen Orieqtierunaskuq unterteilt. BaSik und Auf- 
bausprachkurs bestehen aus jeweils drei Kursabschnltten mit unter- 
schledlfchen Leisiungssiufen. Der Orientieningskurs, der irn Ansdiluss 
an den Sprachkurs stattfindet, vermitteR Kenntnisse über die deutsche 
Rechtsordnung, Kultur und Geschichte. Sprach- und Orientierungskurs 
werden iewells mit bundeswit einheitlichen Tests abaesdilossen. Mi 

merfreizOgigkefi unterliegt, ohne ~lbeitc&nehmigurig der Bundasagen- 

Iniegration ist ein IangMstiger Prozess. der zum Ziel M, alle Men- 

I dem ~aChweis elnes erfolgreich abgeschlossenen K Ü I S  besteht fOr 
den Migranten dle Wglichkert, die Wartezeit b~s zur Erteilung einer I 

' 

Nlederlassungsarlaubnis brw. -falls angestrebt -bis zum Erwerb der 
Staaisangehclrfgkeii ur verkiirzen. Der lntegrationskurs findet auf 

wendung der Genfer FfOcMlingYronventlan in Deutschfand Fliichtlings- 
schutr geniekn, audi wenn sie keinen Anspruch auf Asyl nadi Art. 
16a Grunclaesetzhaben. weil sie zum Beisniel Ober einen sichemn 
Dr,'ttstaat Zngerelst sind. Die Feststellung der ~l~cht l in~sei~ens&afl  
nach !j 3 Asybrfahrensgesetz in Verbindung mit 5 60 Abs 1 Aufent- I 

1 halwesetz erfoQt In Deutschland im Rahmin des~~syluerfah~ens. 
Miaratforisberaium fUr 1 Seit InkiaHtiTnten des Zuwsndeninasgesekes sind die vom Bund oefllr- 

se-Management). Sie dienl dazu. die Kompetenzen der ~vwander)inen 
und Zuwanderer feskuslellen, mit innen gemeinsam einen individuellen I 

e$achsens z-derer 

I FOrdwplan zu erstellen und dessen Umsebiung zu begleiten. Die 
DurchfUhning der Mlgmtionsbsratuna fiir erwachsßne Zuwanderer o b  

derten Beratungsdienste zusamm&&l~t und neu strukturiert &%n. 
Seit dem 1. Januar 2üü5 erfoigt die Berahing fUr erwachsene Zuwaiade- 
rinnen und Zuwanderer durch die Migralimsberahng. Der Schwerpunkt 
der Migrattonshraking liegt auf der lnitilening und UnierstüIzung des 
Inte~rationswrozesses durch elne orofeCsimelle Einzelfalberatuna (Cs- 

r- desweites Netz van Bemtungssiellen eingerichtet hat Dieses Bera- 
tungsnek besteht an rund 600 Standorten bundesweit, nlihere Infoma- 
tionen unter www.inM- des Bundesamtes 1 ffir 

I 1 Oeulcchiand oeboienen mslllnder und alle in Deutschland als Deut 1 

Migrationshintergrund 

" - -  
sehe Geborenen mit zumindest dnem zugewanderten oder als Austan- 
der In Deutschland geborenen Elternteil. 
Mit rund 16 Mio stellen Peisonan mit Mlgratlwishinfergrund ehva ein 
FOnRel der Bevölkerung in IhutschiarPd, darunter sind rund 9 Mlo. 
Deutsche. Dlese Zahlen bekgen den Wandel in der deubhen Gwsell- 

- 
Migration und Fltichtflnge. 
Personen mit Migrationshintergrund sind alle nach 1949 in das heutige 
Gebiet der Bundesrepubllk Deutschland Zugewanderten, sowie alle in 

- .  . 

Schaft und vewlsen avf die grob Bedeutung des Integratlonsthemas. 
Niededascungserlaubnis Im Unkrschitd zu dar Aufenthaltserlaubnis ist die Niederlassungser- 

laubnis ein unbefflsteter Aufenthaltstitel. Sie berechtigt zur AusDbung 
einer EwerbCtBtigkeit. ist räumlich unbeschränkt und darf außer in 1 durch dar AitenthG rdgelasanen FSIIen nicht mit einer Nebenbestim- 1 
mung versehen werden. 
Die allgemeinen Vorausseizurigen sind in 5 0 AulenthG festgelegt. 
Sonderregelungen exlsüeren beispielsweise fllr Hochnualizierte, Ur 
eine Erteilung der Nißderiassungserlaubnis auf Grund einer Anordnung 
der obersten tandesbehdrden nach 5 23 Abs. 2 AuFenthG und fiir Aus- 
lander, dla aus humanitären GrDnden eine Aufenäialtserlaubnis erhal- 
ten. 
Der Orientieningskurs erganzt das Sprachkumngebot irn Intearations- 
kun und dien1 der Vermittlung M n  Alltagswissen sowie von Kenntnis- - 
cßn der Rechtsordnung. der Kultur und der Geschichte In Deutschland, 
insbecondare auch der Weite des demokranschen Staatswecens der 
Bundesmpubllk Oeutschlstnd und der Ptinzipien der Rechtsstaailichkeit, 
Gleichberecht~ung, Toleranz und Religionsfreiheit. Der Orienti&nings- 
kurs umlasst 60 Unterrichtsstunden und findet irn Anschluss an den 
Sprachkurs statt. Er wird mit einem bundeseinheitlichen Test abge- 
schIossen. 
Bei der Gestaifting des AufenthalLsrechts sind auch Sicherheitserfor- 
demtsse ur berUcksichtigen. 
Die wicMigsten Regelungen In dbsam Bereich: 

Die Abchiebeimsanordnung regelt die Abschiebung auf Grund e t  
ner ,iatsachengestGlzten Gefahrenpmgnoseu. 
Falls der Vollzug der -g an AbschieburigsverbotPn, wie 
Gefahr der Folter oder Todesstrafe, scheitert, sollen haeldeaufla- 
gen, Einschränkungen der F~izOglgkeit und strafbewehrte Korn- 
munikationsvetbte erhlihte Sicherheit bringen. 
Werden so genannte Schkuser zu eimr Freiheitsstrafe ohne 0- 
Mhrung veni&ilt, stellt dies eimn zwingenden Auswaiw~sgrund 
dar. 
Wenn Tatsachen die Sdilussfolgening rechüerligen. dass eln Aus- 
länder einer Vereinigung angehdrt, die den Termrismus unlerstlltzt 
oder er eine derartige Vereinigung untei-ctatzt hat, etfolgt eine RP 
gelausweisung. Diese Flegelauswelsung belriffi auch Leilßr von 

I verbotenen Vereinen. 
Zudem gibt es einen Ermsssnsaumisungsktbestand für # ge- 
nannte aeistioe Brandstifter @.B. .Hetzef in Moscheen). I 1 ~evor  eh ~iederfassißa~erlaubnis erteilt d e r  eine Entscheidung 1 



Spätaussidler 

Sprachkurs 

über eine Einbllrgening gefallt wird, wird 
verfascungsfeindliche Erkenntnis= durcbgef(jhrt. 
Es werden IdentitAtssichemde Maßnahmen gegenUber allen An- 
tragstellern eines nationalen (Langzeit-) Visums ergriffen durch 
Abnahme von Lichtliildern und FingerabdrOcken und deren Spei- 
chening entsprechend den Regelungen auf europäischer Ebene 
fCir den vergemeinschafteten Bereich der Schengen-Visa. 
Alle im Visumverfahren bekannt gewordenen Referenzpersonen irn 
Rahmen von Anfragen bei den SicherheitskMrden nach 5 73 
Abs. 1 AufenthG auf Sicherheitskdenken jedweder Art IlkrprMt. 
Sicherheitsbedenken werden durch die SicheheitsbehCirden auch 
nach Ausstellung eines AufeqthalfstiIels während dessen Gültig- 
keitszeitfaum im Rahmen derAnfmaen nach 5 73Ab.s. I und 2 - -- 

I AuienthG unverzüglich mitgeteilt. 
) Hierbei handelt es sich um deutsche Volkugehbrige aus den Nachfol- 
gestaaten der ehemaligen Sowjeiunion und den anderen frllheren Ost- 
blockstaaten, die im Wege eines speziellen Aufnahmeverfahrens ihren 
Aufenthalt in Deutschland begründet Raben. Sofern Familiwiangehdfige 
gemeinsam mit dem Sp8taussledierbeuverkr im Rahmen dieses Auf- 
nahmeverfahrens nach Deutschland aussiedeln mlichten, mussen sie 
seit dem 1. Januar 20D5 Gnindkenntnisse der deutschen Sprache 
nachweisen. 
Siehe auch FamiliennaChrug 
Für die Durchflihrung des Aufnahmeverfahrenc ist das Bundssuewal- 

Der Sprachkurs dient dem Eiwerb ausreichender Kenntnisse der deut- 
schen Sprache. Das Ziel ist erreicht, wenn sich ein Kuwtellnehmer im 
Hglidien Leben in seiner Umgebung celbsiändig sprachlich zurechtfin- 
den und ein seinem Alter und Bildungcctand entsprechendes Gespräch 
fcihren kann. Dazu geWrt es auch, aber Erfahrungen und Ereignisse 
berichten und zu eigenen Ansichten kurze Begründungen und Ewla 
rungen geben zu kennen sowie einen deutschsprachigen Text des tBg- 
lichen Lebens lesen, verstehen und seine wesentlichen lnhaite rn0nd- 
Iich und schriftlich wiedergeben zu kennen. Der Sprachkurs strebt da- 
her .ausreichende Sprachkenntnisse' an, wie sie mit dem Sprachniveau 
B 1 des Gemeinsamen Europ9ischen Referenzrahmens für Sprachen 
beschrieben sind. 
Der Sprachkurs ist ~estandteil'des Intesrationskumes und in einen Ba- 
sis- und einen Aufbausprachkurs mit zusammen 600 Unterrichtcstun- I den unterleilt. Basis- und Aufbausprachkuw bestehen aus jeweils drei 
Kuwabschnitlen mit unterschiedlichen Lelstungsstufen. Der Sprachkuw 
wird als gaoztagiger Unterricht mit höchstens 25 Wochenuntenichts- 
stunden oder als Teilzeituntenicht angeboten. Der Kurs soll bei ganztä, 
gigern Unterricht nicht langer als sechs Monate dauern. 
Teilnahmeberechtigte, die ordnungsgemdß am Integrationskurs teilge- 
nommen haben, Wnnen zur einmaligm Wiederholung des Aufbau- 
sprachkurses (300 Unterrichtsstunden) zugelassen werden. wenn sie In 
dem SpracMest nach 5 17 Abs. 1 Satz 7 Nr. 1 InW nicht erfolgreich 

Der Sprachkuffi wird abgesdifocsen durch den skalierten Sprachtest 
"Deutsch Test für Zuwandere?, der die Sprachkompetenz auf den Ni- 
veaustufwi A 2 und B 1 des Gemeinsamen Europaischen Referenz- 

Unerlaubte Einreise 
L ----L 

Uoionsbürger 
t 

Verwaltung 

I 

bungsschutz genießen, weil ihnen die konkrete Eefahrde, Tdecstrafe 
oder der Foher der anderer unmenschlicher oder erniedrigender Be- 
handlung droht oder weil die UnzulAssigkeit der Abschiebung aus der 
Anwendung der Europaischen Menschenrechtskonvmtion resultiert. 
Subsidiarer Schutz wird auch gewährt, wenn bei Abschiebung eine er- 
hebliche kwikrete Gefahr fur Leib, Leben der F~iheit besteht. Diese 
kann auch aus schweren, im Herkunftsland nicht oder nicht angemec- 
Sen behandelbaren Krankheiten resultieren. 
Der Status von subsidiar Geschlitzten wurde durch das Zuwande- 
rungsgesetz verbessert, indem diesen nunmehr eine Atrienthaltser- 

erteilt werden coll (5 25 Abs. 3 AufenüiG). Dies gilt nicht für 
Personen, die Menschenrechtsverletzungen oder ahnliche schwere 
Straftaten bagangen haben. 
Die Einreise eines AuslBnders in das Bundesgebiet ist unerlaubt, wenn 
er nicht den erforderlichen Aufenthaltstitel oder den erforderiichen Pass 
besitzt. Die Einreise ist auch unerlaubt, wenn sie im Falle einer Einrei- 

1 sesperre ohne Betretenserlaubnis erfolst (6 14 in Verbinduna mit 6 71 1 
Äufwith~). - .- - W 

Jeder Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der EU hat als Unions- 
bljrger gnindsaizlich das Recht, sich in der EU frei zu bewesen. in ie- 
den anderen Mitgliedstaat einzureisen und sich dort aufzuhalten. k- 
Ses Recht auf Freizüqiqkeit ist in Artikel 2ldes Vertrages garantiert. Es 
umfasst grundsätzlich auch die Familienangehörigen von Unionsbür- 
gern, db selbst StaatsangshCirige eines Drittstaats sind. 
Wahrend der ersten drei Monate des Aufenthalts haben Unionsbürger, 
die einen gültigen Reisepass oder Personakusweis besitzen, ein Auf- 
enthaltslilcht, ohne weitere Voraussetzungen erfüllen zu müssen. Uni- 
onsbürger benötigen keine A- .  
Daneben beinhaltet das Freizügigkeitsrecht auch die Wglichkeit, sich 
in jedem Migliedstaat wirtschaftlich zu betatigen, das heißt unselbst- 
ständig (für Blirger aus den neuen EU-Staaten mit einer CibergangsMst) 
oder selbstständig tatig zu sein oder Dienstleistungen zu erbringen. 
Weitere Informationen zum Thema Fwiagigkeit der Unionsbüraer und - - - Erweiterung der EU finden Sie h&r. 
Verinebene sind nach 5 1 Abs. 1 Bundesvertriebenengeset! (BVFG) 
deutscrie Staatsangehörige und deutsche Volkugehllrige, die den 

1 Wohnsih in den geseklich umschriebenen ~ertreibunasiebieten Im I 
Zusainmenhang m't dem Zweiten Weltkrieg infolge ve%r&~~ng verloren 
haben Dtese al gernelnen Vemibungsmaßnanmen waren b.s 1949 I -- 1 ) beendet. 

I Nach ArUkel83 des Grundaecetzes werden die auslanderrechtlichen 
Bestimmungen von den ~ändern als eigene ~n~elegenheitausgeftihrt. 
Alle aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen hat daher die Brtlich zu- I -- I standige AusIBndebh6rde des Landes nach der geltenden Rechtslage 
zu treffen. Sie ist daki nur an die Weisungen der ihr Libergeordneten 
1 indesbehärden gebunden. Auf Gmnd dieser veifacsunasrechtliohen 
~ompetenzverteilung emptrehk es sich. bei Fragen zu einem konkreten 

1 Einzelfall -- aie brllich ~sandige Aus.Bnderbehbrde zu kontadieren. 
Das Bundesministenum des lnnern ist mit ausländerrechtlichen Einzel- 
fällen in aller Rqel nicht befasst und kann daher Bitten, die Rechtmh- 
Rigkeit oder Zweckmäßigkeit Mn Entscheidungen zu überprüien, 
gninds8tzlich nicht entsprechen. 
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